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Digitale Arbeitsmethoden

 Johannes Hentschel, Mattias Ruchhöft  Arbeitsrecht im Betrieb 7-8/2021  Ab Seite 35

Mitbestimmung In der Corona-Pandemie waren schnell digitalisierte Arbeitsmethoden am Start.

Das führte zu massiven Veränderungen vieler Arbeitsplätze und sorgte für Überforderung der

Beschäftigten. Die Veränderung wird bleiben, aber die Überforderung kann durch gezielte

Qualifizierung behoben werden. Betriebsräte sind hier gefragt.

DARUM GEHT ES

1. Die Welle der Digitalisierung und weitere Herausforderungen im Arbeitsleben gehen in

unvermindertem Tempo weiter.

2. Um eine Überforderung der Beschäftigten zu vermeiden, müssen diese ausreichend auf die

neuen Systeme geschult sein.

3. Betriebsräte können aktiv über ihr Mitbestimmungsrecht die Qualifizierung der Beschäftigten

mitgestalten.

Seit März 2020 schreitet die Digitalisierung schneller voran als in den Jahren zuvor, da durch die

Kontakteinschränkungen viele Menschen von zu Hause arbeiten und dadurch alle Aufgaben über

digitale Systeme leisten müssen. Aber auch in der Produktion wurden durch das Internet der Dinge viele

Prozesse und Tätigkeiten digitalisiert. Häufig wurden gerade in letzter Zeit viele Systeme durch den

Anpassungsdruck schnell eingeführt und die Kolleginnen und Kollegen vor vollendete Tatsachen

gestellt.

Qualifikation im Blick haben

Betriebsräte haben starke Mitbestimmungsrechte im Hinblick auf den Schutz vor Leistungs- und

Verhaltenskontrolle, um die Einführung und Nutzung von IT-systemen zu begleiten und zu regeln. Die

Gestaltungsmöglichkeiten der neuen Arbeitsprozesse und insbesondere die richtige Qualifikation der

Beschäftigten stehen hingegen auf einem anderen Blatt. Dabei können Betriebsräte gerade auch über

ihr Mitbestimmungsrecht nach § 97 Abs. 2 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) die Qualifizierung der

Beschäftigten aktiv mitgestalten.

https://www.bund-verlag.de/bundonline/link/norm/BETRVG/par97/abs2
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Digitalisierung und Nutzung neuer Systeme im Schnelldurchlauf

Die Technologieberatungsstellen wurden in den letzten Jahren vielfach mit Anfragen konfrontiert, bei

denen Betriebsräte eingeführte IT-Systeme gerade noch dulden konnten und nun schnell eine

endgültige Regelung verhandeln wollten. Dies war in internationalen Konzernen insbesondere durch die

Entscheidung von Muttergesellschaften aus dem Ausland initiiert. In den Zeiten der

Kontakteinschränkungen und dem dadurch massiv gesteigerten Homeoffice war diese Schnelligkeit der

Einführung durch die Dynamik der Ereignisse bestimmt. Insbesondere Zusammenarbeits- und

Kommunikationsplattformen wie Microsoft Teams oder Zoom wurden vielfach ad hoc eingeführt und

zur Nutzung freigegeben.

GUT ZU WISSEN

Microsoft Teams – mehr als Telefonieren

Microsoft Teams wurde in der Corona-Pandemie zu einem häufig genutzten Instrument, um mit

den Kolleginnen und Kollegen in Kontakt zu bleiben, auch wenn alle dezentral im Homeoffice

sitzen. Häufig wird Teams in der Berichterstattung auf die Themen Videokonferenzen und Chat

reduziert. Der zweite große Bereich von Teams, die Nutzung als zentrale Dateiablage für

Arbeitsgruppen und Projekte sowie die Integration anderer IT-Systeme in Teams wird dabei

unterschlagen.

Teams besteht aus den folgenden wichtigen Bestandteilen:

- Audio- und Video-Telefonie und Konferenzen

- Einzel- und Gruppen-Chat

- Dateiablage mit SharePoint Online

- Microsoft 365-Anwendungen wie Planner, OneNote etc.

- Weitere IT-Systeme wie Jira oder SurveyMonkey, die in Teams eingebunden werden können

Teams ist ein gutes Beispiel dafür, dass neben der Telefonie und den Videokonferenzen auch die

virtuelle Zusammenarbeit mit der Nutzung von Teams einhergeht. Die Schulungsangebote

reduzieren sich auf die Bedienung des Systems. Es fehlen in der Regel Qualifizierungsangebote

für die veränderten Arbeitsprozesse und Kompetenzen in dezentralen virtuellen Arbeitsgruppen

oder Projekten.

Die Arbeitnehmervertretungen wollten in der Regel der Einführung nicht im Wege stehen und gaben

durch Duldungen den Weg für die schnelle Nutzung der Systeme frei. Bei den anschließenden

Verhandlungen zur Regelung dieser Systeme im Sinne des Schutzes vor Leistungs- und

Verhaltenskontrolle fiel schnell auf, dass neben den Themen der Verarbeitung personenbezogener
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Daten der Beschäftigten auch die Themen Schulung und Schulungsbedarf im Raum standen. Im Kasten

»Gut zu wissen« sind daher der Nutzungsumfang von Teams und die sich daraus ergebenden

Konsequenzen für die Arbeitsprozesse und Tätigkeiten der Beschäftigten aufgeführt. Die

Schulungskonzepte, die die Arbeitgeber in den Verhandlungen in der Regel vorlegten, beschränkten sich

dabei meistens auf eine reine Klickanleitung. Der Rest sei »selbsterklärend«.

Veränderungen in den Arbeitsabläufen

Die fortschreitende Digitalisierung und die Möglichkeit, dezentral virtuell miteinander zu arbeiten und

über Videokonferenzen mit Kolleginnen, Kollegen oder auch Kunden oder Lieferanten in Kontakt zu

bleiben, stellt die Beschäftigten vor neue Herausforderungen. Geänderte Arbeitsabläufe durch die

fortschreitende Digitalisierung sind dadurch gekennzeichnet, dass eine Fülle von Informationen in

kurzer Zeit verarbeitet werden muss und die Reaktionszeiten der einzelnen Beschäftigten sinken. Hinzu

kommt eine gestiegene Transparenz der Tätigkeiten der einzelnen Beschäftigten, da die Systeme wie

Teams direkte Rückmeldungen bei geänderten Dokumenten oder Aufgaben melden. Hinzu kommen

neue Geschäftsprozesse durch die Digitalisierung, die andere Arbeitsweisen von den Beschäftigten

erfordern, da sich der Automatisierungsgrad erhöht und mehr Verantwortung sowie Entscheidungen

von den einzelnen Beschäftigten erfordern. Damit verändern sich die Anforderungen an die einzelnen

Stellen ebenso wie die erforderlichen Qualifikationen und Erfahrungen der Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer. Diese Veränderungen sind bei der Einführung neuer IT-Systeme und Anwendungen aus

Sicht der Mitbestimmung schwer zu greifen und in konkrete Vereinbarungen umzusetzen. Von einer

Betriebsänderung im Sinne des § 111 BetrVG wird man eher selten ausgehen können. Dafür sind die

Veränderungen in den Arbeitsprozessen bei der Einführung neuer IT-Systeme zu gering. Für die

Umsetzung einer reinen Klickanleitung sind sie allerdings oftmals zu groß. Arbeitsprozesse im

Sachbearbeiterbereich werden beispielsweise durch neue Service Center-Lösungen oder Ticketsysteme

verändert. Hierbei werden bei der automatischen Zuteilung von Aufträgen (Zurouten), die teilweise

auch auf unterschiedlichen Fähigkeiten der Beschäftigten basieren, Verantwortlichkeiten auf die

einzelnen Beschäftigten verschoben und somit die Arbeitsweisen geändert. Neben der

Beschäftigungssicherung sollte eine Technikfolgenabschätzung mit Blick auf die vorhandene

Qualifikation und die bisherigen Arbeitsweisen erfolgen, um die Beschäftigten in diesen

Veränderungsprozessen mitzunehmen.

Mitbestimmungsrecht zur Gestaltung von Qualifikationsmaßnahmen

Ansatz für die Begleitung veränderter Arbeitsprozesse zur Unterstützung der Beschäftigten durch

berufliche Bildungsmaßnahmen und eine wirkliche Einarbeitung in neue Arbeitsweisen bietet das

Mitbestimmungsrecht des § 97 Abs. 2 BetrVG. Bereits § 2 Abs. 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) III weist

Arbeitgebern eine besondere Verantwortung für die Entwicklung der beruflichen Qualifikationen bei

sich ändernden Anforderungen zu. § 81 Abs. 4 Satz 2 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) verpflichtet

Arbeitgeber, die Kenntnisse und Fähigkeiten ihrer Beschäftigten an sich ändernde Arbeitsbedingungen

anzupassen. Daran knüpft § 97 Abs. 2 BetrVG an. Nach dem erklärten Willen des Gesetzgebers sollen

Betriebsräte dort mitbestimmen, wo abzusehen ist, dass Beschäftigte abgehängt werden, wenn sie

 VERANSTALTUNGSTIPP 

https://www.bund-verlag.de/bundonline/link/norm/BETRVG/par111
https://www.bund-verlag.de/bundonline/link/norm/BETRVG/par97/abs2
https://www.bund-verlag.de/bundonline/link/norm/BETRVG/par81/abs4
https://www.bund-verlag.de/bundonline/link/norm/BETRVG/par97/abs2
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nicht ausreichend für ihre neuen Aufgaben geschult sind. Ein Verlust des Arbeitsplatzes aufgrund

mangelnder Qualifikation soll damit verhindert werden (BT-Drs. 14/5741, S. 29). Trotz der großen

Bedeutung dieses Mitbestimmungsrechts fristet es bisher eher ein Schattendasein. Voraussetzung für

die Anwendung des § 97 Abs. 2 BetrVG ist die Übertragung neuer Aufgaben, zu deren Erfüllung die

beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten nicht mehr ausreichen. Die Zuweisung der neuen Aufgaben

kann durch technische, organisatorische oder personelle Maßnahmen, beispielsweise eine Versetzung,

herbeigeführt worden sein. Der Betriebsrat hat mitzubestimmen, wenn die eingetretene Veränderung

so nachhaltig ist, dass das bisherige Know-how nicht mehr ausreicht, um die neue Aufgabe zu erfüllen.

Dabei wird nicht eine ganze Gruppe oder Abteilung pauschal betrachtet, sondern jeder und jede

Beschäftigte individuell. Betriebsräte sollten bei der Übertragung neuer Aufgaben die technischen

Möglichkeiten neuer Systeme und die Leistungserwartung des Arbeitgebers mit den Kenntnissen und

Fähigkeiten der Beschäftigten, die damit arbeiten sollen, abgleichen. Tut sich hier eine Lücke auf, kann

der Betriebsrat in Absprache mit den betroffenen Arbeitnehmern aktiv werden. Das ist auch noch

möglich, wenn der Qualifizierungsbedarf sich erst später herausstellt. Der Betriebsrat muss nicht darauf

warten, dass der Arbeitgeber selbst ein Qualifizierungsdefizit feststellt und auf den Betriebsrat zugeht.

Aufgrund seines Initiativrechts kann der Betriebsrat die Sache selbst in die Hand nehmen und die

notwendigen Schulungsmaßnahmen vorschlagen. Zumeist ist der Betriebsrat nah an den

Arbeitsabläufen dran und hat daher passgenaue Gestaltungsvorschläge. Die Interessen der betroffenen

Beschäftigten sollte er dabei auf jeden Fall beachten. Es ist nicht seine Aufgabe, Beschäftigte in

unerwünschte Schulungen zu zwingen. Verweigert sich der Arbeitgeber der Initiative des Betriebsrats,

kann ihm das in einem späteren Kündigungsschutzprozess entgegengehalten werden, falls der

Arbeitgeber die Kündigung z.B. mit mangelnder Qualifikation begründet.

In jedem Fall muss es sich im Rahmen des § 97 Abs. 2 BetrVG um eine vom Arbeitgeber selbst

durchgeführte Bildungsmaßnahme handeln. Möglich sind auch externe Schulungen, soweit der

Arbeitgeber deren Inhalte maßgeblich bestimmen kann (= »betriebliche Bildungsmaßnahme«).

Kommen die Betriebsparteien nicht zu einer einvernehmlichen Lösung oder verweigert der Arbeitgeber

sich dem Thema, kann und sollte der Betriebsrat die Einigungsstelle anrufen. Diese entscheidet notfalls

durch Spruch über das Ob und Wie der Bildungsmaßnahme.

Einsatz von Betriebsräten gefragt!

Die Welle der Digitalisierung und weitere Herausforderungen im Arbeitsleben werden in

unvermindertem Tempo weitergehen. Es ist daher notwendig, das Thema Schulung und Qualifizierung

in den Blick zu nehmen und im Sinne der Beschäftigten voranzutreiben. Das Risiko psychischer

Belastungen am Arbeitsplatz aufgrund von Überforderung kann auf diese Weise ebenso verringert

werden wie das eines Arbeitsplatzverlusts wegen mangelnder Qualifikation. Auf der technischen Seite

gibt es genügend Anpassungsbedarf, der gerade in Europa zu größeren Änderungen führen wird. Dazu

zählen die Prozesse und Möglichkeiten der Künstlichen Intelligenz, die gesteigerten Varianten der

Robotik sowie die weitere Flexibilisierung von Arbeitszeit und Arbeitsort. Hierzu bedarf es mehr

Mitbestimmungsmöglichkeiten durch Betriebsräte. Unabhängig von einer möglichen

Gesetzesänderung sollte das bestehende Mitbestimmungsrecht des § 97 Abs. 2 BetrVG endlich zum

 Aus dem Gesetz 
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Leben erweckt und von Betriebsräten konsequent genutzt werden. Beschäftigte brauchen gerade bei der

Qualifizierung gut aufgestellte und tatkräftige Betriebsräte!

Johannes Hentschel, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Kanzlei Hentschel

Rechtsanwälte, Göttingen. 

hentschel@kanzlei-hentschel.de

Mattias Ruchhöft, Technologieberater, dtb – Datenschutz- und

Technologieberatung GmbH & Co. KG. 

www.dtb-beratung.de

 Grundlagen der Betriebsratsarbeit


